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Aus dem Ortsgemeinderat 
 

Am 27.10.2011 fand im Bürgerhaus unter Vorsitz von Ortsbürgermeister Franz-Josef Hilgers eine 
öffentliche und anschließend nichtöffentliche Sitzung des Ortsgemeinderates der Ortsgemeinde 
Feusdorf statt. 

Aus der öffentlichen Sitzung: 
 
Neufassung der Hundesteuersatzung zum 01.01.2012 - Beratung und Beschlussfassung 
 
Sachverhalt: 
Das Außer-Kraft-Treten des Landesgesetzes über die Ermächtigung der Gemeinden zur Erhebung 
von Hundesteuer und Vergnügungssteuer vom 02.03.1993 zum 01.07.2011, mit gleichzeitiger 
Aufnahme der Ermächtigung zur Erhebung der Hundesteuer durch die Ortsgemeinden in das 
Kommunalabgabengesetz (§ 5 Absatz 3), ist Anlass für die Neufassung der Hundesteuersatzung 
mit Wirkung ab dem 01.01.2012. 
 
Dem Rat wurde der Entwurf der Neufassung der Hundesteuersatzung, die als Anlage der 
Sitzungsvorlage beigefügt ist, vorgestellt und insbesondere wurden die vorgesehenen Änderungen 
zur Festsetzung und Fälligkeit der Steuer (Dauerbescheid, einmalige Fälligkeit zum 1.7. j. J.) 
erläutert. 
 
 
Beschluss: 
Nach ausführlicher Beratung beschließt der Ortsgemeinderat die Satzung für die Erhebung der 
Hundesteuer. 
 
 
2. Satzung zur Änderung der Zweitwohnungssteuersatzung - Beratung und Beschlussfassung 
 
Sachverhalt: 
 
Aufgrund der Teilnahme am kommunalen Entschuldungsfonds ist die Ortsgemeinde verpflichtet, 

sämtliche Einnahmemöglichkeiten auszuschöpfen.  

Dies bedeutet im Bereich der Erhebung der Zweitwohnungssteuer, dass im Rahmen der 

rechtlichen Möglichkeiten der Steuersatz anzupassen ist. Bisher ist ein Steuersatz von 10 % des 

jährlichen Mietaufwands in Ansatz zu bringen.  

  

Es ist bei einer Erhöhung des Steuersatzes darauf zu achten, dass der Grundsatz der 

Verhältnismäßigkeit nicht verletzt wird und die Steuer keine erdrosselnde Wirkung im Sinne vom 

Artikel 12 GG hat. Das wäre dann der Fall, wenn wegen der steuerlichen Belastung das Halten 

einer Zweitwohnung wirtschaftlich unmöglich gemacht würde.  

 

Gegen eine Erhöhung des Steuersatzes auf 12 % bestehen keine rechtlichen Bedenken. 

 

 
Beschluss: 
 
Nach eingehender Beratung beschließt der Ortsgemeinderat die 2. Änderungssatzung über die 

Erhebung einer Zweitwohnungssteuer in der Ortsgemeinde Feusdorf. 
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Wegenutzungsvertrag im Rahmen der Breitbandversorgung ländlicher Räume 
 
Sachverhalt: 
Im Rahmen des Breitbandausbaus und der Breitbanderschließung durch das RWE in der 
Ortsgemeinde Feusdorf ist im Vorfeld ein entsprechender Wegenutzungsvertrag mit dem RWE 
abzuschließen. Dieser räumt dem RWE ein, die erforderlichen Erdarbeiten etc., die im 
Zusammenhang mit der Breitbanderschließung stehen, auf dem Gebiet der Ortsgemeinde 
Feusdorf durchzuführen. 
Das zunächst von Seiten des RWE vorgelegte Vertragswerk ist durch die 
Verbandsgemeindeverwaltung Obere Kyll redaktionell überarbeitet worden und zur Überprüfung 
und Gegenzeichnung dem RWE vorgelegt worden. 
Die redaktionell überarbeitete Fassung ist diesem Beschluss als Anlage beigefügt. 
 
Beschluss: 
Nach eingehender Beratung beschließt der Ortsgemeinderat Feusdorf, den im Rahmen der 
Breitbanderschließung erforderlichen Wegenutzungsvertrag, in der redaktionell überarbeiteten 
Fassung durch die Verbandsgemeindeverwaltung Obere Kyll, mit dem RWE abzuschließen. 
 
Sofern sich im Nachgang zu diesem Beschluss redaktionelle Änderungsanregungen von Seiten 
des RWE ergeben sollten, wird der Ortsbürgermeister ermächtigt, den Vertrag entsprechend 
abzuschließen. 
 
Bei einer längeren Laufzeit als die geplanten vorgesehenen 10 Jahr wird eine Wiedervorlage an 
den OGR erforderlich sein. 
 
 
 
 
Forstwirtschaftsplan 2012 - Beratung und Beschlussfassung 
 
Sachverhalt: 
Zuerst gaben die Vertreter der Forstverwaltung einen Überblick über den aktuellen Vollzug des 
Forstwirtschaftsplanes 2011.  
Anschließend wurde der Entwurf des Forstwirtschaftsplanes für das Jahr 2012 vorgestellt und im 
Detail erläutert.  
Danach sind Einnahmen geplant in Höhe von 31.078 € und Ausgaben in Höhe von 26.285 €, 
sodass nach der Planung ein Überschuss in Höhe von 4.793 € erwartet wird.  
 
Zudem wurde über die Festlegung der Brennholzpreise beraten. Bisher gilt folgende Regelung: 
Laubholz: 43,00 €/fm lang am Weg gerückt, 
                 20,00 € bis 25,00 €/fm ungerückt im Bestand 
 
Nadelholz: 50 v. H. des Laubholzpreises. 
 
 
Beschluss: 
Nach ausführlicher Beratung beschließt der Ortsgemeinderat den Forstwirtschaftsplan für das Jahr 
2012 in der Fassung des vorgelegten Entwurfs.  
 
Die Brennholzpreise werden nicht geändert. 
Abgabe nur an Ortsansässige. 
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Teilnahme an der 3. Bündelausschreibung Strom des Gemeinde- u. Städtebund 
 
Sachverhalt: 
Der Vorsitzende informierte den Ortsgemeinderat über das Schreiben der Verwaltung vom 
08.09.2011. Danach beabsichtigt der Gemeinde– und Städtebund eine weitere 
Bündelausschreibung für die Stromlieferung der angeschlossenen Gemeinden durchzuführen. Der 
Liefervertrag mit dem RWE läuft Ende 2012 aus, sodass die Stromlieferung für die Jahre 2013 bis 
einschl. 2016 Gegenstand der Ausschreibung sein wird. Aufgrund der kleinen Gebietseinheiten ist 
derzeit ein wirtschaftlicher Strombezug nur über eine Bündelausschreibung zu gewährleisten. 
Nach einer möglichen Kommunalreform könnten die dann entstehenden Einheiten ggf. so groß 
sein, dass eine eigene Ausschreibung Sinn macht. Bis dahin empfiehlt die Verwaltung, sich der 3. 
Bündelausschreibung anzuschließen, um gemeinsam ein wirtschaftliches Ergebnis zu erzielen.  
 
 
Beschluss: 
Nach eingehender Diskussion beschließt der Ortsgemeinderat, sich an der 3. Bündel-
ausschreibung zu beteiligen und beauftragt die Verwaltung, alle weiteren Schritte hierfür in die 
Wege zu leiten. Der zu liefernde Strom soll folgenden Kriterien entsprechen: 
 
Normalstrom (Mix aus versch. Quellen) 
 
 
 
Abschluss eines neuen Straßenbeleuchtungsvertrages ab 01.01.2012 
 
Sachverhalt: 
Der Vorsitzende informierte der Ortsgemeinderat über die auslaufenden 
Straßenbeleuchtungsverträge mit der RWE Energie aus dem Jahr 1991. Ab 2012 wird es 
erforderlich, neue Beleuchtungsverträge abzuschließen. Da die kompletten Anlagen samt Netz und 
Zähleinrichtungen im Besitz der RWE sind, ist es sehr problematisch, die Leistungen im freien 
Wettbewerb auszuschreiben. Daher wurden Gespräche mit Vertretern der RWE geführt, um ein 
möglichst wirtschaftliches Angebot zu verhandeln. Im Ergebnis bietet die RWE Deutschland AG 
ein modular aufgebautes Preismodell an. 
 
Grundlage des Angebotes  ist eine Basisleistung mit allen für den ordnungsgemäßen Betrieb 
erforderlichen Leistungen. Wahlweise können Zusatzleistungen wie Mastanstrich, Vandalismus, 
Funktionskontrollen oder engere Reinigungsintervalle beauftragt werden. Bei Vertragsabschluss 
vor dem 31.10.2011 können die Preise des neuen Vertragsentwurfs rückwirkend zum 01.01.2011 
gewährt werden. Der Vertrag soll eine Laufzeit bis zum 31.12.2021 haben und berücksichtigt, dass 
die Leuchten nach Ablauf der Vertragslaufzeit kostenfrei an die Ortsgemeinden übergehen. Das 
Verteilnetz samt Zähleinrichtungen usw. können dann zum Sachzeitwert vom RWE erworben 
werden. 
 
Alternativ hierzu wäre es auch denkbar, die komplette Beleuchtungsanlage samt Netz und 
Zähleinrichtungen nach den Bestimmungen des Altvertrages zum jetzigen Zeitpunkt zum 
Sachzeitwert zu erwerben und anschließend in Eigenregie zu betreiben. Hierbei muss beachtet 
werden, dass dann lediglich die in den letzten 5 Jahren vor Vertragsende erstellten Anlagen 
kostenfrei auf die Gemeinde übergehen. Dienstleistungen, wie Unterhaltungsarbeiten, 
Reparaturen, Erweiterungen, Reinigung, Leuchtmittelwechsel müssten an einen externen 
Dienstleister vergeben werden, was aber im freien Wettbewerb möglich wäre. Die RWE AG will 
hierzu der Ortsgemeinde noch den aktuellen Sachzeitwert mitteilen.  
 
Beschluss: 
Nach sehr eingehender Diskussion beschließt der Ortsgemeinderat: 
 
Den Beleuchtungsvertrag mit der RWE Deutschland AG wie folgt abzuschließen: 
      ■ Modul 1: Basisleistung für den Betrieb der Anlage mit 4-jährigem Wartungsintervall 
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Haushaltskonsolidierung und Teilnahme am Kommunalen Entschuldungsfonds Rheinland-Pfalz - 
Beratung und Beschlussfassung 
 
Der Vorsitzende informierte den Rat ausführlich, auch anhand des als Anlage 1 beigefügte 
Leitfadens des Ministeriums des Innern, für Sport und Infrastruktur vom 21.06.2011, über den 
Kommunalen Entschuldungsfonds Rheinland-Pfalz (KEF-RP). 
Der KEF-RP ist ein Baustein des Landes zur Verbesserung der kommunalen Finanzen und zielt 
darauf ab, die bestehenden Liquiditätskreditverpflichtungen abzubauen, die bis zum maßgeblichen 
Stichtag 31.12.2009 entstanden sind. 
Dabei übernimmt das Land über einen Zeitraum von 15 Jahren, ab dem 01.01.2012, zwei Drittel 
der vorhandenen Liquiditätskreditverbindlichkeiten, vorausgesetzt, die Ortsgemeinde erbringt über 
diesen Zeitraum ein Drittel selbst, sogenannter Konsolidierungsbeitrag. 
Dieser Konsolidierungsbeitrag muss durch konkrete Konsolidierungsmaßnahmen erzielt werden, 
die solche auf der Auszahlungsseite und solche auf der Einzahlungsseite sein können. 
 
Ausgangspunkt ist der Stand der Liquiditätskredite der Ortsgemeinde Feusdorf zum Stichtag 
31.12.2009 in Höhe von 126.874 €. 
Der Konsolidierungsbeitrag, also der von der Ortsgemeinde Feusdorf zu erbringende Anteil an der 
Konsolidierung, beträgt ausweislich Anlage 2 jährlich 2.324 €. 
Das Land stellt jährlich 4.648 € zur Verfügung. 
Über den Zeitraum von 15 Jahren stellt sich der Konsolidierungsbeitrag der Ortsgemeinde 
Feusdorf auf insgesamt 34.860 €, die Konsolidierungszuweisung des Landes auf insgesamt 
69.720 €. 
Vom Gesamtkonsolidierungsbetrag von insgesamt 126.874 € werden 80 v. H. für Tilgung (83.667 
€) und 20 v. H. für Zinsen (20.917 €) verwandt. Jährliche Tilgung = 5.578 €. 
Jährlicher Zinsbetrag: 1.394 €. 
Über den Zeitraum von 15 Jahren soll so der Stand der Liquiditätskredite auf 43.207 € reduziert 
werden. 
 
Nach dem Stand 29.09.2011 verringert sicht der von-Hundert-Satz des Teilnehmerbetrages von 
82,431294 auf 78,26. Daraus ergeben sich folgende Änderungen:  
 
Der Konsolidierungsbeitrag, also der von der Ortsgemeinde Feusdorf zu erbringende Anteil an der 
Konsolidierung, beträgt ausweislich Anlage 4 jährlich 2.206 €. 
Das Land stellt jährlich 4.412 € zur Verfügung. 
 
Über den Zeitraum von 15 Jahren stellt sich der Konsolidierungsbeitrag der Ortsgemeinde 
Feusdorf auf insgesamt 33.090 €, die Konsolidierungszuweisung des Landes auf insgesamt 66.10 
€. 
 
Vom Gesamtkonsolidierungsbetrag von insgesamt 126.874  € werden 80 v. H. für Tilgung (79.433 
€) und 20 v. H. für Zinsen (19.858 €) verwandt. Jährliche Tilgung = 5.296 €. 
Jährlicher Zinsbetrag: 1.324 €. 
Über den Zeitraum von 15 Jahren soll so der Stand der Liquiditätskredite auf 47.441 € reduziert 
werden. 
 
 
Verbindlichkeit erlangt die Teilnahme am KEF-RP dadurch, dass die Ortsgemeinde mit dem Land 
Rheinland-Pfalz, vertreten durch die zuständige Kommunalaufsicht bei der Kreisverwaltung 
Vulkaneifel, den als Muster 2 (Teil der Anlage 1) beigefügten Konsolidierungsvertrag abschließt, 
der u. a. auch die konkrete Festlegung von Konsolidierungsmaßnahmen beinhaltet. 
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Die Ortsgemeinde entscheidet grundsätzlich eigenverantwortlich im Rahmen der kommunalen 
Selbstverwaltung, ob sie am Entschuldungsfonds teilnimmt. Bis spätestens zum 31.12.2013 muss 
der Vertragsabschluss mit dem Land für einen Beitritt zu diesem Fonds erfolgt sein. 
 
Da dieser Fonds nur ein Baustein zur Verbesserung der gemeindlichen Finanzen sein kann, sind 
zur Gewährleistung der gemeindlichen Handlungsfähigkeit und zur Erreichung des nach § 93 
Absatz 4 Gemeindeordnung geforderten Haushaltsausgleich in Planung und Rechnung weitere 
Konsolidierungsmaßnahmen notwendig. 
 
 
Beschluss: 
Nach ausführlicher Beratung erkennt der Rat die Teilnahme am KEF-RP als einen Baustein zur  
notwendigen Haushaltskonsolidierung an und beschließt die Teilnahme der Ortsgemeinde 
Feusdorf an diesem Fonds. 
Der Ortsbürgermeister und die Verwaltung werden beauftragt, den Entwurf des 
Konsolidierungsvertrages zu erarbeiten und darin die notwendigen Konsolidierungsmaßnahmen 
zur Erreichung des Konsolidierungsbeitrages vorzuschlagen und zudem auch darüber 
hinausgehende Vorschläge zur Haushaltskonsolidierung zu unterbreiten, damit mittelfristig der 
nach § 93 Absatz 4 Gemeindeordnung zu bewerkstelligende Haushaltsausgleich in Planung und 
Rechnung erreicht werden kann. 
 
Gleichzeitig beschließt der Ortsgemeinderat folgende Steuererhöhung ab dem 01.01.2012:  
 
Grundsteuer A von 320 v.H. auf 350 v.H. 
Grundsteuer B von 350 v.H. auf 390 v.H. 
Gewerbesteuer von 370 v.H. auf 380 v.H.  
Hundesteuer für den 1. Hund von 50,00 € auf 60,00 € 
Hundesteuer für den 2. Hund von 100,00 € auf 150,00 € 
Hundesteuer ab dem 3. Hund von 150,00 € auf 200,00 € 
Steuersatz Zweitwohnungssteuer von bisher 10 % auf 12 % 
 
Bis auf die Erhöhung der Gewerbesteuer und der Zweitwohnungssteuer sollen diese Maßnahmen 
Gegenstand des Konsolidierungsvertrages werden. Aufgrund der zur Zeit vorliegenden Daten 
sollen damit Mehreinnahmen von 4.954,37 € erzielt werden (Anlage 3). 
Über den Entwurf des Konsolidierungsvertrages und weitergehende Konsolidierungsmaßnahmen 
wird anschließend seitens des Rates abschließend entschieden. 
 
 
Aus der nichtöffentlichen Sitzung 
In der nichtöffentlichen Sitzung standen Finanzangelegenheiten zur Beratung und 
Beschlussfassung an. 
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